
Das zweite Kriterium der Definition bezieht sich auf 
die Anwerbung der Söldner im Ausland. Zwar ist das 
der Normaltatbestand, denn Söldner werden in den mei­
sten Fällen im Ausland angeworben. (Im Prozeß von 
Luanda ist dafür eine Menge eindeutiges Beweismate­
rial offenkundig gemacht worden.) Es ist jedoch durch­
aus vorstellbar, daß auch im „Inland“ oder in dem Ter­
ritorium, das Kampfgebiet ist, Söldner angeworben wer­
den. Sowohl in Südafrika als auch in Rhodesien kann 
bereits auf Grund der vorliegenden Erfahrungen nicht 
ausgeschlossen werden, daß neben „regulären“ Streit­
kräften auch private Söldnerformationen aufgestellt 
oder zugelassen werden, die, ohne den Streitkräften an­
gegliedert oder unterstellt zu sein, Terrorakte gegen 
die einheimische Bevölkerung verüben.
Die Rekrutierung im Ausland, die bisher in der Regel 
durchaus typisch war, muß daher kein notwendiges Kri­
terium sein.
Allgemein akzeptiert ist das dritte Kriterium der nige­
rianischen Definition, das die persönliche, auf Bereiche­
rung gerichtete Motivation der Söldner hervorhebt.
In den Beratungen wurde gelegentlich eingewandt, daß 
es besonders im Rahmen von Berufsarmeen durchaus 
materielle Motivationen für einzelne Soldaten und Offi­

ziere gibt. Das trifft zweifellos zu. Aber niemand hat 
vorgeschlagen, den Soldaten oder Offizier der Streit­
kräfte einer am Konflikt beteiligten Partei deshalb als 
Söldner zu betrachten, weil er zu irgendeinem Zeit­
punkt aus materiellen Beweggründen in den Dienst die­
ser Streitkräfte getreten ist. Die private Bereicherungs­
motivation korrespondiert in der von Nigeria vorge­
schlagenen Definition durchaus mit dem privaten Cha­
rakter der Söldneraktion, der darin zum Ausdruck 
kommt, daß es sich eben nicht um Angehörige der 
Streitkräfte einer am Konflikt beteiligten Partei oder 
eines mit ihm verbündeten Staates handelt.

*

Die Beratungen über diesen von Nigeria vorgeschlage­
nen Artikel werden im nächsten Jahr auf der 4. Ses­
sion der Diplomatenkonferenz zur Weiterentwicklung 
des humanitären Völkerrechts fortgesetzt werden. Zu 
diesem Zeitpunkt wird das reichhaltige Material des 
Prozesses von Luanda vollständig zur Verfügung ste­
hen. Es ist zu hoffen, daß es auch die Formulierung des 
Artikels erleichtern wird, dessen Funktion es ist, ein­
deutig festzustellen, daß Söldner Kriminelle und keine 
Kombattanten sind.

TRAUTLINDE PIEPER, Oberrichter am Bezirksgericht Magdeburg

Erfahrungen mit der Aussetzung des Ehescheidungsverfahrens 
zum Zwecke der Aussöhnung der Ehegatten
In das gesamtgesellschaftliche Anliegen, Ehe und Fa­
milie zu schützen und den Ehegatten zu helfen, eine von 
sozialistischen Wertmaßstäben geprägte Lebensweise in 
diesem persönlichen Lebensbereich zu entwickeln, reiht 
sich auch die gerichtliche Tätigkeit in Ehescheidungs­
verfahren ein. Die Gerichte sind verpflichtet, in jedem 
Stadium des Verfahrens zu prüfen, ob die Ehe noch er­
halten werden kann. Es ist ihre Aufgabe, bei noch 
erhaltensfähig erscheinenden Ehen aktiv auf die Über­
windung der Konflikte Einfluß zu nehmen und die Ehe­
gatten zu befähigen, ihrer Verantwortung in vollem 
Umfange gerecht zu werden, ganz besonders dann, wenn 
Kinder vorhanden sind.

Die Bedeutung der Aussöhnungsverhandlung 
für die Aussetzung des Verfahrens

Im Rahmen der gerichtlichen Bemühungen zur Eheer­
haltung bietet vor allem die Aussetzung des Eheschei­
dungsverfahrens (§ 49 ZPO) eine gute Grundlage, weil 
während der Aussetzungszeit der weitere Eheverlauf 
wirksam beeinflußt werden kann./l/ Die Aussetzung 
des Verfahrens ist insbesondere dann angebracht und 
erforderlich, wenn begründete Aussicht auf Aussöhnung 
der Prozeßparteien besteht, diese aber noch einige Zeit 
benötigen, um die Ursachen des Ehekonflikts beseitigen 
und stabile Eheverhältnisse wiederherstellen zu kön­
nen.
Untersuchungen im Bezirk Magdeburg haben ergeben, 
daß das Eheverfahren überwiegend im Ergebnis der 
Aussöhnungsverhandlung ausgesetzt wird. Teilweise

/!/ Auf die beaditliche eheerhaltende Wirkung der Ausset­
zung des Verfahrens wurde auf der 5. Plenartagung des 
Obersten Gerichts am 13. Dezember 1972 zur Aufgabe der Ge­
richte Im Eheverfähren, die Interessen minderjähriger Kinder 
zu wahren, nachdrücklich hingewiesen. Vgl. dazu den Bericht 
des Präsidiums des Obersten Gerichts (NJ 1973 S. 37), W. Stras- 
berg (NJ 1973 S. 44) und H. Hugot (NJ 1973 S. 47 f.).
Vgl. ferner Arbeitsergebnisse aus dem Bezirk Leipzig (NJ 
1970 S. 333 und NJ 1972 S. 712); Materialien der 27. Plenar­
tagung des Obersten Gerichts am 24. Juni 1970 (NJ 1970 S. 447 f. 
und S. 451) ; G. Knecht/K.-H. Hiller in NJ 1971 S. 609 S.; E. Bar­
leben in NJ 1973 S. 84.

516

wird diese Entscheidung auch im zweiten Termin vor 
Eintritt in die streitige Verhandlung getroffen, weil die 
Prozeßparteien inzwischen die in der Aussöhnungsver­
handlung gegebenen Hinweise des Gerichts überdacht 
haben, einer Aussöhnung nicht mehr so ablehnend wie 
vordem gegenüberstehen und deshalb die Aussetzung 
des Verfahrens beantragen. In Ausnahmefällen wird sie 
erst nach Abschluß der streitigen Verhandlung angeord­
net, nachdem das Gericht durch die Beweiserhebung zu 
der Überzeugung gelangt ist, daß noch Aussöhnungs­
möglichkeiten bestehen.
Die Aussöhnungsverhandlung ist somit von besonderer 
Bedeutung, um die Voraussetzungen für die Aussetzung 
des Verfahrens zu schaffen. Dabei kommt es wesentlich 
darauf an, daß der Richter und die Schöffen
— sich einen gründlichen Überblick über die eheliche 

Situation verschaffen,
— den Ehekonflikt und dessen Ursachen mit den Pro­

zeßparteien erörtern,
— die Ehegatten auf ihre mit der Eheschließung über­

nommenen Pflichten, auf ihre Verantwortung fürein­
ander und die gemeinsame Verantwortung für die 
Kinder hinweisen und

— die Bereitschaft der Ehegatten wecken, sich auszu­
söhnen und an der Überwindung des Konflikts mit­
zuwirken.

Die Erfahrungen bestätigen, daß vor allem diejenigen 
Gerichte Erfolge bei Aussetzungen von Ehescheidungs­
verfahren zu verzeichnen haben, die auf Grund einer 
einfühlsamen, auf die Probleme und die charakterlichen 
Eigenheiten der Prozeßparteien abgestimmte Verhand- 
lungsführung/2/ die Ehegatten dazu anregen, selbst nach 
Ansatzpunkten für die Erhaltung der Ehe zu suchen, 
geeignete Möglichkeiten für die Überwindung des Kon­
flikts aufzuzeigen und die Dauer der Aussetzungszeit 
mitzubestimmen. Dadurch wird gesichert, daß die Ent-

/2/ Vgl. hierzu J. Mühlmann/R. Rindert, „Einige psychologische 
Aspekte der Verhandlungsführung in Eheverfahren“, NJ 1976 
S. 384 ff.


